
Allgemeine Versicherungsbedingungen
für die Haftpflichtversicherung (AHB)

I. Der Versicherungsschutz (gg 1-a)

$ 1 Gegenstand der Versicherung

1..Der Versicherel gery:ihrt dem Versicherungsnehmer Versicherungs-
schutz für den Fall, daß er wegen eines während der Wirksamkeit d-er
Versicherung eingetretenen Schadenereignisses, das den Tod, die Ver-
letzung oder Cesundheitsschädigung von Menschen (Personenschaden)
oder die Beschädigung odel Vemichtung von Sachen (Sachschaden) zur
Folge harte. l'ür diese Folgen
aufgrund gesetz.licher Haftpflichtbesti.mmungen privatrechtlichen InhaLts

von einem Dritten auf Schadenersatz in Anspruch genommen wird.

2. Der Versicherungsschutz erstreckt sich auf die gesetzliche Hafr
ptlrcht

a) aus {en im Versicherungsschein und seinen Nachträgen angegebe-
nen Eigenschaften, Rech-ts v erh äl tnissen oder Täti ekelren de-s Vers i -
cherungslrehmels r versichertes "RisiJ<o ');

b) aus Erhöhungen oder Erweiterungen des versicherten Risikos, so-
weit sie nicht in dem Halten odei Führen von Luft-, Kraft oder
Wasserfahrzeugen (abgesehen von Ruderbooten) bestehen.
Bei Erhöhungen des übemommenen Risikos, die durch Anderung
bestehender öder durch Erlaß neuer Rechtsnormen eintreten, gilt"
folgendes:
Der Versicherer ist berechtigt, das Versicherungsverhältnis unter
Einhlltung einer Kündigungslrist von einem M-onat zu kündigen.
Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb eines Mo-
nats von dem Zeitpunkt an ausgeübt wird, in welchem der Versi-
cherer von der Erhöhung der Gefahr Kenntnis erlangt, oder wenn
der Zustand wieder hergestellt ist, der vor der Erhöhlung bestanden
hat.

c) aus Risiken, die für den Versicherungsnehmer nach Abschluß der
Versicherung neu entstehen, gemäß $ 2 (Vorsorge-Ver.sicherung).

3. Der Versicherungsschutz kann durch besondere Vereinbarung aus-
gedehnt uerden_ aul die geserzliche Hafrpflichr wegen Vermöge-nsschä-
digung. die weder durch Personenschaden noch drirch Sachsc"haden
entstanden ist, sowie wegen Abhandenkommens von Sachen. Auf die
Versicherung wegen Abhandenkommens von Sachen finden die Be-
stimmungen über Sachschaden Anwendung.

$ 2 Vorsorge-Versicherung

Für die Vorsorge-Versic-herung ($ 1 Ziff. 2c) gelten neben den sonstigen
Vertragsbestimmunger.r folgende besondere Bedingungen:

l. Der Versicherungsschutz beginnt sofort mit clem Eintritt eines neuen
Risikos, ohne daß es einer besonderen Anzeige bedarf. Der Versiche-
rungsnehmer ist aber verpflichtet, auf Aufforäerung des Versicherers,
die auch durch einen der Prämienrechnung beigedr-uckten Hinweis er-
folgen kann, binnen eines Monats nach Empfaig dieser Auffbrderung
jedes neu.eingetretene Risiko rnzuzeigen. ünterTeßt der Versicherunfs-
nehmer die rechtzeirige Anzeige oder kommt innerhalb Monatsfrist '
nach Eingang der Anzeig_e.bei dem Versicherer eine Vereinbarung iiber
die Prämie für das neue Risiko nicht zustande. so ftillt der Versic[e-
rungsschutz für dasselbe rückwirkend vom Gefahreneintritt ab fort.
Tritt der Versicherungsfall ein, bevor die Anzeige dcs ner-ren Risikos
erstattet ist, so hat der Versicherungsnehmer zubeweisen, daß das neue
Risiko erst nach Abschluß der Versicherung und in einem Zeitpunkt
eingetreten ist, in dem die Anzeigefrist nic[t verstrichen war.

2. Der Versicherungs.schutz wird auf den Betrag von 250.000 Euro für
Personenschäden und 75.000 Euro für Sachschäden besrenzr. sofem
nicht im Versicherrrngsschein geringere DeckungssrrmÄen leslgesetzr
sind.

3- Der Versicherungsschurz erstreckt sich nicht auf die Geiähren, wel-
che verbunden sind mir

$ 3 Beginn und Umfang des Versicherungsschutzes

L Der Versicherungsschutz beginnt, vorbehaltlich einer anderen Ver-
einbarung. mir der Einlös.ung des Versicherungsscheins durch Zahlrrng
der Prämie. zu der auch die im Anlrage rngegibenen erwaigen öllerrri
lichen Abgaben*) gehören.

Die erste oder einmalige Prämie wird, wenn nichts anderes bestimmt
ist, sofort nach Abschluß des Versicherungsvertrages fällig.
Wird die erste oder einmalige Prämie nicht rechtzeitig gezahlt, so ist der
Versicherer, solange die Zahlung nicht bewirkt ist, böröchtigt, vom
Vetrage zurtickzutreten._Es gilt als Rücktritt, wenn der Ans'pruch auf
die Prämie nicht innerhalb von drei Monalen vom Fälliskeitstase an
gerichtlich geltend gemacht wird.
Ist die Prämie zur Zeit des Eintrjtts des Versicherungsfalles noch nicht
g_gzahlt, so ist der Versicherer von der Verpftichtun{zur Leistr-rng fiei.
Wird die erste Prämie erst nach dem als Bäginn deiVersicherun! f'est-
gesetzten Zeitpunkr eingefordert, alsdann abär ohne Verzug gezu"hlt, so
beginnt der Versicherungsschutz mit dem verejnbarten Zeiipirnkt.

IL 1. Die. I reistungspflicht des Versicherers umfäßt die prüfung der
Haftpflichtfrage, die Abwehr unberechtigter Ansprüche sowieäen Er-
satz der Entschädigung, welche der Vers-icherrrngsnehmer aufgrund ei-
nes von dem Versicherer abgegebenen oder eenähmigten Ane'rkennl-
nisses..eines. r on ihm ge:chläslenen oder geiehmigte"n Vergleichs oder.
einer richterlichen Entscheidung zu zalrlen hat. Steht die Värpflichtung
des Versicherers zur Zahlung fest, ist die Entschädigung binnen zwei "
Wochen zu leisten.

Wird in einem Strafverlahren wegen eines Schadenereignisses, das einen
Irlter dpn Versicherungschutz fe I I e nde n Haftpfl i ch tansp"ruch zür Fol ge
haben kann. die B.-srellung eines Verrcidigers lür den Versicherungi-
nehmer von dem Versicherer gewünscht o-der genehmigt, so trägt cler
Versicherer die. gebührenordnungsmäßigen, gegebenenlails die öit ihm
besonders vereinbarten höheren Kosten-cles Veiteidigers.
Hat der Versiche.run^gsnehmer für eine aus dem Versicherungsfall ge-
schuldete Rente kraft Gesetzes Sicherheit zu leisten oder ist'ihm iie
Abwendung der Vollstreckung _einer gerichtlichen Entscheidung durch
S.icherheitsleistung oder Hinterlegung nachgelassen, so ist der Versi-
cheler an seiner Stelle zur Sicher-heit.sleistuig oder Hinterlegung ver-
pflichtet.

2- Für den Umfang der Leistung des Versicherers bilden die im Versi-
chemngsschein angegebenen-Värsicherungssummen die Höchstgrenze
bei jedem Schaden-ereignis. Dies gilt auch-dann, wenn sich der Versi-
cnerungsschut,/ aul mehrere entschädigungspfl icht i ge pcrsoncrr er_
streckt. Mehrere zeitlich zusammenhiigeäaä Schää'en aus derselben
Ursache oder mehrere Schäden aus Lieferungen der gleichen mangel-
halten Waren gelren als ein Schadenereignisl

Pr kTl vereinbaft werden, daß sich der Versicherungsnehmer bei je-
dem Schadenereignis mit einem im Versichenrngssch"ein festgelegtän
Betrag an einer Schadenersarzlei:Lung selbsl betäiligl.
Femer kann vereinbart werden, daß der Versicherer seine Gesamtlei-
$-u!g^fq alle_ Schadenereignisse eines Versicherungsjahres auf ein
Mehrfaches der vereinbarten Versicherungssumme-bägrenzt.

3. Kommt es in einem Versicherungsfall zu einem Rechtsstreit über den
Anspruch zwischen dem Versicherirngsnehmer und dem Geschädigten
ode'r dessen Rechtsnachfolger, so fühit cler Versicherer den Rechts;treit
im Namen des Versicherrrngsnehmers auf seine Ko.l.en.

4. Die Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden nicht als
Leistungen auf die Versicherungssumme angerechnet (vgl. aber Ziff.
III I ).

III., I . Übersteiger die Haftpfl ichtansprüche die Versicherungssumme,
so hat der Versicherer die Prozeßkosien nur im Verhältnis dör Versi_'
cherungssumme zur Gesamthöhe der Ansprtiche zu tragen. und zwar
auch dann. welln es sich um mehrere aLr" einem Schadänereignis enl
stehende Prozesse handelt. Der Versicherer ist in solchen Fäl'ien be-
rechtigt. durch Zahlung der Versicherungssumme uncl seines der Versi_
cherungssumme entsprechenden Anteils an den bis dahin erwachsenen
Kosten sich ron r.reileren Leistungen zu belreien.

2. Hat der Versicherungsnehmer an den Geschädigten Rentenzahlun-
gen zu leisten und tibersteigt der Kapirelwerr der F.ente die Versiche_
rllngssumme oder den nach Abzug etwaiger sonstiger Leistungen aus

a) dem Besitz oder Betrieb von Bahnen, von Theatem, Kino- und
Filmunternehmen, Zirkussen und Tribünen. ferner von Luft- und
Wasserfahrzeugen aller Art (abgesehen von Ruderbooten) und dem
Lenken solcher Fahrzeuge rowie der Au\übung der Jaed;
Herstel lun_g, I earbeitung, I,agerun g, E efördening. V eiw endun g
von und Handel mit expJosiblen Stbffen, soweit-hierzu eine be-.-son-
dere behördliche Cenehmigung eriorderlich isr;
dem Führen oder Halten von Kraftfahrzeusen_
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dem Versicherungsfall noch verhteibenden Restbetrag der Versiche-
rungssumme, so wird die zu leistende Rente mu im Verhältnis der
Versicherun_gssumme bzw. ihres Restbetrages zum Kapitalwert der
Rente vom Versicherer erstattet. Der Rentenwert wird aufsrund der
Allgemeinen Sterbetafeln für Deutschland mit ErlebensfalTcharakter
1987 R Männer und Frauen und unter Zugrundelegung des Rech-
nungszinses, der die tatsächlichen Kapitalmarktzinsenln Deutschlancl
berücksichtigt, berechnet. Hierbei wird der arithmetische Mittelwert
über die jeweils letzten l0 Jahre der Umlaulienditen der öffentlichen
Hand, wie sie von der Deutschen Bundesbank veröffentlicht werden.
zugrunde gelegr. Nachrrägliche Erhöhungen oder Ermäßigungen der
Rente irelden zum ZeiLpunkt des ursprün-glichen Renrenbägin"n: mit
dem Barwert einer aufgeschobenen Rente nach der genannien Rech-
nungsgrundlage berechnet.

Für die Berechnung von Waisementen wird das 18. Lebensjahr als
fiühestes Endalrer vereinbart.

Für.die Berechnung von_ Ge.schädigtenrenten wird bei unselbständig
Tätigen das vollendete 65. Lebensjahr als Endalter vereinbart, sofJrn
nicht durch Urteil. Velgleich oder eine andere Festlegung etwas anderes
bestimrnt ist oder sich die der Festlegung zugrunde gelegten Umstände
ändem.

Bei derBerechnung des Betrages, mit dem sich der Versicherungsneh-
mer an laufenden Rentenzahlungen beteiligen muß, wenn der Kipital-
wert der Rente die Versicherungssumme oder die nach Abzug sonsriger
L. eistungen ve_rbleibende Restveis icherungssumme überstei gt] werdefi
die sonstigen T-.eistungen mit ihrem vollen Betrag von der Versiche-
nlngssLlmme abgesetzt.

3. Falls die von dem Versicherer verlangte Erledigung eines Haft-
pfl ichtan.spruchs durch Anerkenntnis, Böfriedigung oder Vergleich an
dem Widerstand des Versicherten scheitert, so haider Versic'herer für
den von der-Weigenrng an e-ntstehenden Mehraufwancl an Hauptsache,
Zinsen und Kosten nicht aufzukommen.

$ 4 Ausschlüsse

I-, Fallq im Versicherungsschein oder seinen Nachträgen nicht aus-
drücklich etwas anderes bestimmt ist, bezieht sich där Versicherungs-
schutz nicht auf:

1. Haftpflichtansprüche, soweit sie aufgrund Vertregs- ocler besonderer
Zusagen über den Umlang der -sesetzliähen Haftpfli-chr des Versiche-
lungsnehmers hinausgehen.

2. Anspliiche aufCehah. Ruheqehalt. Lohn und sonstige leslgeserTte
Bezüge, Veryflegung, ärztliche Behandlung im Falle där DieÄstbehin-
derung, Fürsorgeansprüche (vgl. z. B. die $$ 616,617 BGB;39 und 42
Seemannsgesetz und die entsprechenden Bestimmungen des Sozial-
gesetzbuches VII und des BLrndessozialhilf'egesetzeslsowie Ansprüche
aus Tumultschadengesetzen.

3 Haftpflichtansprüche aus im Ausland vorkommenden Schadenereig-
nissen; jedoch sind Ansprüche aus g 1 l0 SGB VII mitgedeckt.

4. Haftpflichtansprüche aus Schäden infolge Teilnahme an pferde-,
Rad- oder Kraftfahrzeugrennen, Box- odeiRingkämpfen sowie den
Vorbereitungen hierzu (Training). -

5. Haftpflichtansprüche aus Sachschaden, welcher entsteht durch all-
mähliche Einwirkung der Temperatur, von Gasen, Dämpfen oder
Feuchtigkeit, von-Niederschlägen (Rauch, Ruß, Staub u. dcrgl.), ferner
durch Abwässer, Schwammbildung, Senkungen von Grundsiüiken
(auch eines darauf enichteten Werkes oder e'ines Teiles eines solchen),
dxrch !rdrutschungen, Erschütterungen infolge Rammarbeiten, durch
Uberschwemmungen stehender odeifließendör Gewässer sowie aus
Flurschaden durch Weidevieh und aus Wildschaden.

6. Haftpflichtansprüche wegen Schäden an fremden Sachen und allen
sich daraus ergebenden Vermögensrchäden. wenn
a) der.Versicherungsnehmer diese Sachen gemietet, geleast, gepachtet,

geliehen oder durch verborene Eigenmaöht erlangihat ode"r öi" Ge-'
gensland eines besonderen Verwahrungsrenragei sind.

b) die Schäden

- durch eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des Versiche-
rungsnehmers an diesen Sachen (Bearbeitu.ig. R.paratr-,., Beförde-
rung. Prüiung und dgl.l entsranden sind; beirrnber.reslichen Sachen
gilt dieser Ausschluß nur insoweil, als diese Sachen öder Teile von
ihnen unmittelbar von der Tätigkeit betroffen waren;

- dadurch entstanden sind, daß der Versicherungsnehmer diese Sa-
clen zur Durchführung seiner gewerblichen oäer benrflichen Tä-
tigkeiten {als Werkzeug. Hilfsmittel. Mrrerialablagefläche und dgl.t
benutzt hat: bei unbeweglichen Sachen gilt dieser-Ausschluß nur"
insoweit, als diese Sachen oder Teile vo-n ihnen unmittelbar von der
Benutzung beftoffen waren;

- durch eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des Versiche-
rungsnehmers entstanden sind und sich diese Sachen oder - sofern
es sich unr unbewegliche Sachen handelt - deren Teile im unmittel_
baren .Ein-wirkungsbereich der T1tigkeit belunden haben; dieser
Ausschluß gilt nicht. wenn der Veriicherungsnehmer beweist. daß
er zum Zeitpunkt der Tätigkeir off'ensichtlic-h notwendige Sifruii-'
vorkehrungen zur Vermeidung von Schäden geffolfen üatte.

Sind die Voraussetzungen der obigen Ausschlüsse in der person von
A n gestellten. Arbeitern, Bedienste-ten, Bevollmächtigten oder Beauf-
tragten des Versicherungsnehmers gegeben, so entfillt gleichfalls der
Versicherungsschulz, lld zwar sowofil für den Versichärungsnehmer
wie fiir die durch den Versicherungsvertrag etwa mitversichärten per-
sonen.

Kein Versicherungsschutz besteht für Ansprüche
- auf Erlüllung von Venrägcn, Nacherfüllung, aus Selbstvomahme,

Rücktritt, Minderr-rng, auf Schadensersarz s'iatt der Leistung;
- wegen- Schäden, die verursacht werden, um die Nachbesserung

durchführen zu können;
- wegen des Ausfalls der Nutzung des Vertragsgegenstancles oder

we^gen des Ausbleibens des mit der Vertragsleistung geschuldeten
Erfolges;

- auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen im Vertraren auf ord-
nungsgemäße Vertragserl iil I ung :

- auf Ersatz von Vermögensschäden wegen Verzögerung der Lei-
stung;

- wegen anderer an die Stelle der Erftillung tretender Ersatzleistun-
gen.

Dies gilt auch dann, wenn es sich um gesetzliche Ansprüche hanclelt.

7. Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die in unmittelbarem oder
mittelbarem Zusamrnenhang stehen mit energiereichen ionisierenden
Strahlen (1. B. !on radioaktiven Subsranzen ämitrierre Alpha-, Bera-
und Gammastrahlen sowie Neutronen oder in Teilchenbeichleunisern
erzeugte Strahlen) sowie mit Laser- und Maserstrahlen.*) "

8.. Haftpflichtansprüche wegen Schäden durch Umwelteinwirkung und
alle sich daraus ergebenden weiteren Schäden.
Dies gilt nicht

a) im Rahmen der Versicherung pdvater Haftpflichrrisiken
oder

b) werm.gegen denVersicherungsnehmer. Haftpflichtausprüche wegen
Schäden durch Umwelteinwirkung erhoben werden, die durch vöm
Ver.sicherungs.nehmer hergestellte oder gelieferte Erzeugnisse (auch
Abftille), durch Arbeiten oder sonstige ieistungen entsöhen, näch_
dem,der.Versicherungsnehmer die Erzeugnis.e-in den Verkehr ge_
brachr. die. Arb^eire. n abgesch lo:.en oder die Leisturrgen arrsgelüirr
har (Produkrhafrpflicht),

es sei denn,

sie resultieren aus der Planung, Herstellung, Lieferung, Montage,
Demontage. lnstandhaltrrng oder Warlung ion "
- Anlagen, die bestimmt sind, gewässerschädliche Stoffe herzustel_

len, zu verarbeiten, zu lagem, abzulagern, zr.r befördem oder
wegzuleiren r WHC-Anlagen )l

- Anlagen 
-g_em. 

Anhang 1 oder 2 zum Umwelthaftungsgesetz
(UmweltHG-Anlagen);

- Anlagen, die nach dem Umweltschutz dienenden Bcstimmungen
einer Genehmigrrngs- oder Anzeigepllicht unrerliegen, roweiies
sich nichr um WHG- oder. UnrweltüG-Anlagen laiCett;

- Abwasseranlagen

oder Teilen, die ersichtlich für solche Anlagen bestimmt sind.

II. Ausgeschlossen von der Versicherung bleiben:

_1. Versicherungsansprüche aller personen, die den Schaden vorsätzlich
herbeige.liihn haben. Bei der Lielerung oder Herstellung von Waren,
Erzeugnissen oder_ Arbeiten stehr die Kenntnis von der'Mangelhafiig_
keit oder Schädlichkeit der Waren usw. dem Vorsatz sleich.

2. Haftpfl ichtansprüche

a) aus Schadenfiillen von Angehörigen des Versicherungsnehmers, die
mit ihm in häuslicher Gemeinschaft leben oder die zi den im Ver_
sicherungsvertrag mitversicherten personen gehören;

*) Der Ersatz von Schäden rlrrrch Kcrnenergic richtct sich nach dcm Atrmgesetz. Dic Bctrciber von Kcrnanlagcn sind zur Deckungs:"orsorgc vcrplrichtet umi rctriicßen hicrtür.
Haftpfl ichtvcrsichcnirgen ab



b) zwischen mehreren Versicherungsnehmern desselben Versiche-
rungsvertrages;

c) von gesetzlichen Vertretern geschäftsunfähiger oder beschränkt ge-
schäftslähi ger Personen;

d) von unbeschränlt persönlich haftenden Gesellschaftem nicht
rechtsfähiger Handelsgesellschaften;

e) v9_n gesetzlichen Vertretern juristischer Personen des privaten oder
öffentlichen Rechts sowie nicht rechtsfähiser Vereine:

f) von Liquidatoren.

Als Angehörige gelten Ehegatten, Lebenspzutner im Sinne des Lebens-
partnerschaftsgesetzes oder vergleichbarer Partnerschaften nach dem
Recht anderer Staaten, Eltern und Kinder, Adoptiveltern r"rnd -kinder,
Schwiegereltem und -kinder, Stiefeltern und -klnder, Großeltern und
Enkel, Geschwister sowie Pflegeeltern und -kinder.(Personen, die durch
ein familienähnliches, auf längere Dauer angelegtes Verhältnis wie El-
tem und Kinder miteinander verbunden sind,1. -

Die Ausschlüsse unter b-f erstrecken sich ar-rch auf Haftpflichtansprü-
che von Angehörigen der dort genannten Personen, wenn sie miteinan-
der in häuslicher Gemeinschaft leben.

3. Haftpflichtansprüche. die darauf zurückzuführen sind, daß der Ver-
sicherungsnehmer besonders gefahrdrohende Umstände, deren Beseiti-
gung der Versicherer billigerweise verlangen konnte und verlangt hatte,
nicht innerhalb einer angemessenen Frist beseitigte. Ein Umstarld,
welcher zu einem Schad'en geführt hat, gilt ohne"weiteres als besonders
gefahrdrohend.

4. Haftpllichtansprüche wegen Personenschaden, der aus der übenra-
gung einer Krankheit des Versicherungsnehmers entsteht, sowie Sach-
schaden, der durch Krankheit der dem Versicherungsnehmer gehören-
den, von ihm gehaltenen oder veräußerten Tiere enistanden isi, es sei
denn, daß der Versichen-rngsnehmer weder vorsätzlich noch grob fahr-
lässig gehandelt hat.

5. Haflpflichtanspriiche wegen Schäden, die an den vom Versiche-
lungsnehmer (oder in seinem Auftrage oder ftir seine Rechnung von
Dritten) hergestellten oder gelieferten Arbeiten oder Sachen inlilge
einer in der Herstellung oder Lieferung liegenden Ursache entsteü-en
und alle sich daraus ergebenden Vermbgen-'schäden.

I[. Der Versicherungsfall (gg 5, 6)

$ 5 Obliegenheiten des Versicherungsnehmerso Verfahren

l. V-e_rsich_emngsfall im Sinne dieses Verlrages ist das Schadenereignis,
das Haftpflichtansprüche gegen den Versicherungsnehmer zur Folgä
haben könnte.

2. Jeder Versicherungs!1ll ist dem Versicherer (g 1zt) unverztiglich, spä-
testens innerhalb einer Woche, schriftlich anzuzeigen.
Wird ein Ermittlungsverfahren eingeleitet oder ein Stratbefehl oder ein
Mahnbescheid erlassen, so hat der Vetsicherunssnehmer dem Versi-
cherer unverzüglich Anzeige ,/u ehtxilen, auch"wenn er den Versiche-
rungslall selbsr bereirs angezeigt hat.
Macht der Ceschädigte seinen Anspruch gegenüber dem Versiche-
rungsnehmer geltend, so ist dieser Zur Anzelse innerhalb einer Woche
nach der Erhebung des Anspruches verpflichier.
Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Anspruch gerichtlich geltend
gemacht. die ProzeßkosrenhiLfe beanrragr oder wird i[m cerichrlich der
Streit verkündet, so hat er außerdem unverzüglich Anzeigä zu erstatten.
Das gleiche gilt im Falle eines Arrestes, einei einstweililen Verfügung
oder eines Beweissicherungsi erfahrens.

3. Der Versicherungsnehmer_ ist verpflichtet, unter Beachtung der Wei-
lgngen des Versicherers nach Möglichkeit für die Abwencluig uncl
Minderung des Schadens zu sorgen und alles zu tun, was zurklarstel-
lung des_ Schadenfalls dient, sofern ihm dabei nichts Unbilliges zuge-
mutet wird. Er hat den Versicherer bei der Abwehr des Schidens iowie
bei der Schadenermittlung und -regulierung zu unterstützen, ihm ar.rs-
führliche und wahrheitsgämäße Sc-haclenbeiichte zu erstatten. alle Tat-
umstände, welche auf den Schadenfall Bezug haben, mitzuteilen und alle
nach Ansicht des Versicherers ftir die Beurtäilung des Schadenfalls er-
heblichen Schrillslücke einzusenden.

4. Kommt es zum Prozeß über den Haftpflichtanspruch, so hat der
Versicherungsnehmer die Prozeßführung dem Veisicherer zu überlas-
sen, dem von denr Versicherer bestellten oder bezeichneten Anwalt
Vollmacht und alle von diesem oder dem Versicherer fi.ir nötis erachte-
ten Aufklürungen zu geben. Gegen Mahnbescheide oder Verftigungen
von _VerwaJtungsbehördcn auf-Schadenersatz hat er, ohne clie Weis-ung
des Versicherers abzuwarlen, frisrgemäß Widerspruch zu erheben oclci
die eriorderlichen Rechtsbehelfe zir ergreilen.

5..Der Vers.icherungsnehmer ist nicht berechtigt, ohne vorherige Zu-
stimmung des Versicherers einen Haftpflichtanspruch ganz odär zum
Teil oder vergleichsweise anzuerkennen oder zr"ibefrieäigen. Bei Zu-

widerhandlungen ist der Versichr,rer von der Leistr-rngspflicht frei, es sei
denn, daß der Versicherungsnehmer nach den Umstarld'en die Befiiedi-
gung oder Anerkennung nicht ohne offenbare Unbilligkeit verweigem
konnte-

6. Wenn_ der Versicherungsnehmer infolge veränderter Verhältnisse das
Recht erlangt, die Aufhebung oder Minderung einer zu zahlenden
Rente zu fordem, so ist er verpflichtet, dieses Recht auf seinen Namen
von dem Versicherer ausüben zu lassen. Die Bestimmunsen unter Ziff_
3 bis 5 finden entsprechende Anwendung.

7. Der.Versicherer gilt als bevollmächtigt, alle zur Beilegung oder Ab-
wehr des Anspruchs ihrn zweckmäßig eischeinenden Erlilärüngen im
Namen des Versicherungsnehmers abzugeben.

$ 6 Rechtsverlust

Wirdeine Obliegenheit verletzt, die nach g 5 dem Versicherer gegenüber
zu erfüllen ist, so ist der Versicherer von der Verpflichtung zuiiei-
stung frei, es sei denn, daß die Verletzung weder'aufVorsatz noch auf
grober Fahrlässigkeit beruht. Bei grob fa[rlässiger Verlerzung bleibt
derVersicheler zur_l .eistung insoweit verpflichtet, als die Ve"rletzung
weder Einfluß auf die Feststellung des Versicherungsfalles noch auf'*die
Feststellung oder den Umfäng deidem Versicherer"oblieeenden Lei-
stung gehabt hat. Handeltes iich hierbei um die Verletzüng von Oblie-
genheiten zwecks Abwendung oder Mindemng des Schadeäs, so bleibt
der Versicherer bei grob^ lahrlässiger. Verlerzuig zur Lei\rung insoweir
verpllichtet. als. der Umfang des Sthadens auch"bei gehörigei Erfüllung
der Obliegenleiren nicht geringer ge\ csen wäre.

III. Das Versicherungsverhältnis (gg 7 - 14)

$ 7 Versicherung für fremde Rechnung, Abtretung des Versicherungsan-
spruchs

L Soweit sich die Versicherung auf Haftpflichtanspri.iche gegen andere
Personen als den Versicherunginehmer sälbst ersträckt, fin"djn alle in
dem Versicherungsvertrag bezlglich des Versicherungsnehmers getrol-
lenen Bestimmungen auch aul diese personen sinngeÄäße Anwe"ndung.
Die Ausübrrng der Rechte arrs dem Ver.sicherungsv?rtrag sreht aus-
schließlich dem Versicherungsnehmer zu: dieseibleibt ieben dem Ver_
sichefien für die Erfüllung der Obliegenheiten verantwortlich.

2..Ans_prüche des Versicherungsnehmers selbst oder der in $ 4
Ziff ._\ 2 genannten Personen gegen die Versicherten sowijAnsprüche
von Versicherten untereinander sind von der Versicherung ausge_
schlossen.

3. Die Versicherungsansprüche kömen vor ihrer end!,ülticen Fests(el_
I ung. ohne au'drückl iche Zusri rnmung des Versicherei-s n iör über.t ragen
werden.

$ 8 Prämienzahlung, Prämienregulierung, prämienangleichung, prä-
mienrückerstattung

I. I . Die^nach Beginn des Versicherungsschr-rtzes (g 3 Ziff. l) zahlbaren
regelrräßigen Folgeprämien sind, soweit nichts anderes vereinbart wur_
de.. am Monatsersten des jeweiligen Beitragszeitraumes, sonstige prä_
mien bei Bekannrgabe an den VÄrsicherunlsnehmer einschließich er_
waiger öilentlicher Abgaben*,1 zu enrrichren.

2. Unterbleibt die Zahlung, so ist der Versicherungsnehmer auf seine
Kosten unter Hinweis auf die Folgen fortdauerndei Verzugs schriftlich
zur Zahlung innerhalb einer Frist von zwei Wochen aufzuiordern.

3. Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Frist mit der Zah_
lung der Prämie oder der Kosten im Verzug, gilt folgendes:
B-ei Versicherungsfällen, die nach Ablauf dieser Frist eintreten, ist der
Versichercr ron der Verpllichtung zrrr Leistung frei, ueltn der Versi_
cherungsnehmer in dcr Frisrbestimmung auf diise Rechtsiolge hinge_
wiesen wurde.

Der V_e_rsicherer ist berechtigt, das Vertragsverhältnis ohne Einhaltune
einer Kündigungsfrisl zu kündigen. Die Kündigung kann bereirs bei"
der Bestimmung der Zahlungsiiist ausgesprochän u"erden. In diesem
Fall wird die Kiindigung zum Fristablauf 

-wirksam, 
wenn in dem Kün_

digungsschreiben darauf hingeu iesen wrrrdc. Die Wirkungen cjer Kün-
digung fallen lort. uenn der Versicherungsnehmer innerhälb eines Mo_
naLs nach der Kündigung oder. falls die Ründigrrng mir der Fr.isrbe-
stimmung verbunden worden war, innerhalb eiiresfuonats nach Ablauf
der Zahlungstiist die Zlhlung nachholt, sofem nicht der Versiche-
rungslall bereirr eingetretcn ist.

*) Versichcrungstcucr



Kündigt der Versicherer nicht, ist er für die gerichtliche Geltendma-
chung der riickständigen Prämien nebst Kosten an eine Ausschlußfrist
von 6 Monaten seit Ablauf der zweiwöchigen Frist gebunden.

4. Bei Teilzahlung der Jahresprämie werden die noch ausstehenden Ra-
ten dgr Jahresprämie sofortJällig, wenn der Versicherungsnehmer mit
der Zahlrlng einer Rate in Verzug gerät.

ll. l. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, nach Erhalt einer Auf-
f'orderung des Versicherers, welche auch durch einen der prämienrech-
nung aufgedmckten Hinweis erfblgen kann, Mitteilung darübel zu rra-
chen, ob und welche Anderung in dem versicherten Risiko gegenüber
den zum Zwecke der Prämienbemessung gemachten Angabönäingetre-
ten ist. Diese Anzeige ist innerhalb eine-.s Monats nach thalt der"Auf-
forderung 1u m.ac!re1. AufErfbrdern des Versicherers sind die Angaben
durch die Geschäftsbücher oder sonstige Belege nachzuweisen. Uirich-
tige Angaben zum Nachteil des Versiclerers 6erechtigen diesen, eine
Vertragsstrafe in dreilächer Höhe des festgestellten Piämienunter-
schieds vom Versicherungsnehmer zu erheben, sofern letzterer nicht
beweist. daß die unrichtigen Angaben ohne ein von ihm zu vertretendes
Vcrschulden gemlcht worden sind.

2. Aufgrund der Anderutrgsanzeige oder sonstiger Feststellungen wird
die. Prämie. en-tsprechend dem Zeitpunkt der V eränder.r.rn g rich-tigge-
stellt. Sie Srf iödoch nicht geringär werden als die Minäestprääie, die
nach dem Tarif des Versicherers z. Z. des Versicherunssabschlusses
galt. Alle entsprechend $ 8 Ziff. lll nach dem Versiche'rungsabschluß
eingetretenen Erhöhungen oder Ermäßigungen der Mindesfurämie
werd.en benicksichtigr. Beim Fortfall eines-Risikos wird diö etwaige
Minderprämie vom Eingang der Anzeige ab berechnet.

3. Unterläßt es der Versicherungsnehmer, die obige Anzeige rechtzeitig
zu erstatten, so kann der Versicherer für die Zeit."für welcle die Ansal
ben zu machen waren, anstelle der Primienregulierung 1Ziff. II l) aß
nachzuzahlende Prämie einen Betrag in Höheier. tür äiese Zeit bereits
gezahlten Prämie verlangen. Werden die Angaben nachträglich, aber
noch innerhalb zweier Monate nach Emptäng der Aufforderurrg zur
Nachzahlung gemacht, so ist der Versicierer"verpflichtet, den ätwa zu-
viel gezahlten Betrag der Prämie zurückzuerstattän.

4. Die vorstehenden Bestimmungen finden auch auf Versicherungen
mit Prämienvorauszahlung für mehrere Jahre Anwendung.

IIL 1. Ein unabhängiger Treuhänder ermittelt zum l. Juli einesjeden
Jahres, um welchen Prozentsatz sich der Durchschnitt der Schaäen-
zahlungen, welche die zum Betrieb der allgemeinen Haftpflichtversi-
cherung zugelassenen Versicherer im vergängenen Kalenäerjahr gelei
stet haben, gegenüber dem vorvergangenen Jähr erhöht odeiveröin-
dert hat. Den ermittelten Prozentsätz iundet er auf die nächstniedrige-
re, durch fünf teilbare ganzeZahl ab.
Als Schadenzahlungen gelten auch die speziell durch den einzelnen
Schadenfall r,eranlaßten Ausgaben für dfu Schadenermitth"rng, die auf-
gewende,t worden sind, um die Versicherungsleistun.qen dem.-Grunde
und der Höhe nach festzustellen.
Als Durchschnitt der Schadenzahlungen eines Kalenderjahres gilt die
Summe der in diesem Jahr geleisreren Schldenzahlungen geteilt durch
die Anzahl der im gleichenZejrraum ncu angemelderän Slhaclcnfttlle.

2. lm Falle einer Erhöhung ist der Versicherer berechrisr. im Frlle einer
Verminderung r erpflichrei. die Folgejahresprämie um äen sich aus Zilf.
1, Abs. 1 Satz 2 ergebenden Prozentsätz zu verändern (prämienanglei-
chung).

Hat sich der Durchschnitt der Schadenzahli,rngen des Versicherers in
jedem der_letzten liinf Kalenderjahre um eine-n geringeren prozentsatz

{.s^^deggligen -erhöht, 
den der Treuhänder jeweils ftii diese Jahre nach

Ziff. 1 Abs. I Satz I ermittelt hat, so darf äer Versicherer die Folge-
jahresprämie nur um den Prozentsatz erhöhen, um den sich der '
Durchschnitt seiner Schadenzahlungen nach seinen unternehmenseige_
nen Zahlen im letzten Kalenderjahier.höht hat; diese Erhöhunq dad"
diejenige nicht überschreiten, die sich nach dem vorstehende;Absatz
ergeben würde.

3. Liegt die Veränderung nach Ziff. 1 Abs. 1 oderZiff.2 Abs. 2 unter
5 Prozent, so entftillt eine Prämienangleichung. Diese Veränderung ist
jedoch in den folgenden Jahren zu berticksichiigen.

4.,Die Prämicnangleich.ung gilt fiir die vom l. Juli an ftilligen Folge_
jahresprämien. Sie wird dem Versicherungsnehmer mit der"prämiä_
rechnung bekanntgegeben.

5. Sowett die Folgejahresprämie nach Lohn-, Bar-r- odsr Umsatzsumme
herechner wird. iiider keine Prdmienangleichung srarr.

IV. Endet das Versicherungsverhältnis vor Ablaul der Vertragszeit oder
u ird es nach Beginn der Versicher.ung riickrr irkend aufgehob"en oder isr
es von Anlang an nichtig. so gebührr dem Versicherer Främie otler
G-eschäftsgebiih.r nach Maßga6e der gesetzlichen Bestimmungen (2. B.
$$ 40 und 68 VVG).

Kündigt nach Eintritt des Versicherungsfalles der Versicherungsneh_
mer, so gebührt dem Versicherer die Prärnie für die laufende Versiche_
lyngsperigde. Kündigr der Versicherer, so gebührt ihli nur derjenige
Teil der Prämie, welcher der abgelaufenen-Versicherungszeit entspiicht.
Das gleiche gilt im F4le derKündigLrng des Versicherüngsnehmdrs we_
gen Angleichung der Folgejahresprämie (g 9 Ziff. II l).

$ 9 Vertragsdauer, Kündigung

I. DerVertrag ist zr"rnächst für die in dem Versicherungsschein festge_
s9tzteZeil abgeschlossen. Beträgt diese mindestens eiiJahr, so beriirkt
die Unterlassung rechtswirksamer Kündigung eine Verlängerung des
Vertrages jeweils um ein Jahr. Die Kündiguig ist rechrswir.ksafr, wer.rn
sie sp^ätestens drei Monate vor_ dem jeweiligen Ablauf des Vertrages
schriftlich erklärt wird; sie soll durch einge-schriebenen Brief erfoigen.

Il. 1. Erhöht der Versicherer aufgrund einer R.ämienangleichung ge-
mäß $ 8 Ziff .III2 die Prämie, ohne daß sich der Umfins des V"eisi-
cherungsschutzes änden. so kann der Ver.sicherungsnehrier inner.halb
eines Monal.s nach Eingang der Mitteilung des Ve-rsicherers mit solbr-
tiger Wirkung. frühesrens jedoch zum ZeiipunJ.r des Wirksamwerdens
der Erhöhung, das Versicherungsverhältnis kündigen.

2. Das Versicherungrverhällnis kann lerner gekündigr wcrden, wenn
r un dem Versicherer rrrlgnrnd einc. Versicherungsiälles eine Schadens_
ersatzzahlung geleistet oder der Haftpfl ichtanspruih rechtshängig ge_
worden ist oder der Versicherer die Leistr-rng cl'er ftilligen entsihädigung
verweigert hat.

Das Recht zur Kündigung, die seitens des Versicherers mit einer Frist
von einem Monat, seitens des Versicherungsnehmers mit sofbrtiger
Wirkung oder zum Schluß der laufenden Virsicherungsperiode är er-
folgen hat, erlischt, wenn es nicht spätestens einen Mönat, nachdem die
Zahlulg geleistet, der Rechtsstreit d-urch Klagerticknahme, Anerkennt_
nis oder Vergleich beigelegt oder das Urteil fuchtskräftig geworden ist,
auspeübt wiä

3. Ein Versicherungsverhältnis, das für eine Dauer von mehr als iünf
Jahren eingegange-n.ist, kann zum Ende des fünften Jahres oderjedes
darauf_folgenden Jahres unter Einhaltung einer Frist von drei Mönaten
gekündigt werden.

III. Die Kündigung ist nur dann rechtzeitig erklärt, wenn sie dem Ver_
tragspartner innerhalb der jeweils vorgeschriebenen Frist zugegangen
lst.

IV. Wenn versicherte Risiken vollständig und dauemd in Wegfall kom_
men, so erlischt die Versicherung beziiglich dieser Risiken.

$ 10 Verjährung, Klagefrist

l. Die Ansprüche aus diesem Versicherungsvertrag veriähren in zwei
Jahren. Die Verjdhrung beginnr mir dem Sihluß dä Jaürer, in welchem
die Leistung verlangl werden klnn.
Ist ein Anspruch des V.ersicherungsnehmers bei dem Versicherer ange_
meldet worden, so ist die Verjährüng bis zum Eingans der schriftlicien
Entscheidung dcs Versichereri gehehmr.

2. Hat der Versicherer den Versicherungsschutz abgelehnt, so ist der
bestritrene Versicherungsanspruch bei Meidung deiVerlustes durch
Erhebung der Klage binnen einer Frist von ,ec-hs Monaten geltend zu
ma9h.en. Die Frist beginnt mit dem Tage, an dem der Anspir-rchsbe_
lechtigte durch eingeschriebenen Brief-unter Hinweis auf äie Rechts_
lblgen.der.Fristversäumung daron in Kennrnis gesetzt uorden ist, in_
wieueir sein Anspruch auf Versicherungsschurlbesrritten u ird.

$ 11 Vorvertragliche Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers

I. .l . .Der Velsicheru_n_gsnehmer hat bei der. Schließung des Vertrages
alle ihm bekannten Umstände, die für die übemahmäder Gefahr"er_
heblich sind, dem Versicherer anzuzeigen. Erheblich sind die Gef.ahr_
umstände, die geeigner sind. auf den EntschlLrß des Versichereis, den
Vertrag überhaupr oder zu dem vereinbarten Inhalt abzuschließen, ei_
nen Einfluß auszuüben. Ein Umstand, nach welchem der Versichärer
ausdrücklich und schrililich gefragt hat, gilt im Zweifel als erheblich.

2. Isr.die Anzeige eines erheblichen Umstandes unterblieben, so kann
der Verstcherer von dcm Vertrrg zuriicl.tr.elen. Das gleiche gilt. wcnü
d.ie. Alzejge eines erheblichen Uhstandes deshalb uäterblieb"en'ist, weit
sich del Versicherungsnehmer der Kenntnis des Umstandes arglisiig
entzosen hat



3. Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn der Versicherer den nicht
angezeigten Umstand kannte oder wenn die Anzeige ohne Verschulden
des Versicherungsnehmers r"rnterblieben ist.

ll. 1. Der Versicherer kann von dem Vertrag auch dann zurücktreten,
wenn üirer einen erheblichen Umstand eine unrichtige Anzeige gemacht
worden ist.

2- Der Rückrritt ist ausgeschlossen! wenn die Unrichtigkeit dem Versi-
cherer bekannt war oder die Anzeige ohne Verschulde-n des Versiche-
rungsnehmers unrichtig gemacht wbrden ist.

III. Hatte del Versicherungsnehmer die Gefahrumstände anhand
schrjftlicher, von dem VeÄicherer gestellter Fragen anzuzeigen, kann
der Versicherer wegen unterbliebener Anzeiee eirres Umstanldes. nach
welchem nicht aLrsdrücklich gefragt wordenisr. nur im Fall arglisriger
Verschweigung zurücktreten.

IV Wird der Vertrag von einem Bevollmächtigten oder von einem
Vertreter ohne Vertretungsmacht geschlossen, io kommt ftir das
Rücktrittsrecht des Versicherers nicht nur die Kenntnis Lrnd die Arslist
des Vertreters, sondem auch die Kenntnis und die Arslist des Verslche-
rungsnehmers in Betracht. Der Versicherungsnehmer "kann sich darauf.
daß die Anzeige eines erheblichen Umsrandis ohne Verschulden unier-
blieben oder unrichtig gemacht ist, nur berufen, wenn weder dem Ver-
treter noch ihm selbst ein Verschrrlden zrrr Lasr lällt.

V. l. Der Rücktritt kann nur innerhalb eines Monats erfolsen. Die
Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, in welchem der Versiche-rer von der
Verletzung der Anzeigepflicht Kenntnis erlangt.

2. Der Rücklritt erlolgt drrrch Erklärung gegeniiber dem Versiche-
rungsnehmer. Im Fall des Rückrritts sind, soweir das Versichenrnss-
vertragjg.esetz nicht in Ansehung der prämie ein anderes bestimm"t,
beide Teile verpflichtet, einandei die empfangenen Leistungen zurück-
zugewähren; eine Geldsr,rmme ist von dem Zäitpunkt des E-mpfangs an
zu verzlnsen.

VI. Tritt der Versicherer zurück, nachdem der Versicherungsfall einge-
treten ist, 

_so bleibt die Verpflichtung zur Leistung gleichwöhl bestei'en,
wenn der Umstand, in Ansehung deisen die anzöifepflicht verletzt ist,
keinen Einfluß auf den Eintritt des Versicherunesfilli und auf den
Umlang der Leisrrrng des Versicherers gehabt här.

VII. Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger Täu-
schung über Gefahrumstände anzut'echten, bleibt irnberährt.

$ 12 Widerrufs- und Widerspruchsrecht des Versicherungsnehmers

l. Der,Versicherungsnehmer hat bei eincm mehrjährigen Verrrag ein
gesetzliches Widemrfsrechr. über das er belehrr üverdän muß. Dis Wi-
denufsrecht besteht nicht, wenn und soweit der Versicherer auf
Wunsch,des Versicte-rungsnehmers sofortigen Versicherungsschutz ge-
wähn oder wenn die Versicherung nach de.-m Inlalt des Anirages für"
die bereils.ausgeitbre gewerbliche oder selbsriindige berrrlliche"Tärigkeir
des Versicherungsnehmers bestimmr ist.
Unterbleibt die Belehrung, so erlischt das Widerrufsrecht einen Monat
nach Zahlung der ersten Prämie.

2. Werden die für den Vertrag geltenden Versicherungsbedingungen
oder die weitere für den Vertiagsinhalt maßgebliche Verbrauöher'infbr-
mation erst zusammen mit detrVersicherun-gsschein übersandt, hat der
Versicherungsnehmer anstelle des Widerrufsiechts nach Absatz I ein
gesetzliches Widerspruchsrecht, über das er belehrt werden muß.
Fehlt diese Belehrung oder liegen dem Versicherunqsnehmer der Versi-
cherungsschein, die Versicherüngsbedingungen odei die Verbraucherin-
formation nicht vollständig vor, kann diäseinoch innerhalb eines Jah-
res nach Zahlung der ersten Prämie widersprechen.

$ 13 Gerichtsstände

L Für Klagen, die aus dem Versicherungsverrrag gegen den Versicherer
erhoben werden, bestimmt sich die geriöhtlicheZ"usiandiskeit nach dem
Sitz des Versicherers oder seiner füiden VersicherungsvEfirag zustän_
digen Niederlassung. Hat ein Versicherungsagent am Zustandikommen
des Vertrages.mitgeuirkt. isr auch das Geiich-t des Ortes zusrändig. an
dem dcr Versicherungsagcnt zur Zeit der Vermitrluns oder des 46-
schlußes seine geuerhliche Niederlassung oder - beiiehlen einer ge-
werblichen Niederlassung - seinen Wohnlitz hatte.

2. Klagen des Versicherers gegen den Versicherungsnehmer können bei
dcm Iür den WtrhnsiLz des Versichenrngsnehmers Tuständigen Cericht
erhoben werden. Soweit es sich bei defr Vertrag um eine b"etriebliche
Versicherung handelt, kann der Versicherer seirie Ansprüche auch bei
dem für den Sitz oder die Niederlassung des Versicheiungsnehmers zu-
ständigen Cericht gehend machen.

$ 14 Anzeigen und Willenserklärungen

1. Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und Erklärungen sind
schriftlich abzugeben und sollen an die Hrupt-verwaltung des V"ersiche_
rers oder an die im Versicherungssctein oder in dessen I{achträgen als
zuständig bezeichnete Geschälts.stelle gerichtet werden. Die Verireter
sind zu deren Entgegennahme nicht be-vollmächtigt.

2. Hat,der Versicherungsnehmer seine Anschrift geänclert, die Ande_
rung aber dem Versicherer nicht mirgeteilt, so ge-nügt für eine Willens-
erkkirung, die dem.Versicherungsnelimer gegeiüber"abzugeben ist, die
Absendrrng eines eineeschriebenen BrieieJ riach der lerzre"n dem Versi_
cherer bekannren Anschrift. Die,Frklärung wird in dem Zeitpunkt
wirksam, in welchem sie ohne die Anschiiftenänderuns bei ieselmäßi_
ger Beförderung dem Versichenrngsnehmer rugegonge"n sein ,,iürde.

Zuständige Aufsichtsbehörde

Die für Beschwerden zuständige Auf'sichtsbehörde ist die
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht
Graurheindorf'er Straße I 08
53117 Bonn


